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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.12.2010 

Geschäftszahl 

2007/05/0231 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 94/05/0357 E 16. September 1997 RS 1 

Stammrechtssatz 

Im Rahmen der zulässigen Prüfung des gemeindebehördlichen Bescheides ist die Aufsichtsbehörde nicht an die 
vom Vorstellungswerber geltend gemachten Rechtsverletzungen gebunden, sie hat vielmehr das Recht und die 
Pflicht zur VOLLEN Prüfung des angefochtenen Bescheides, ohne an das Parteienvorbringen gebunden zu sein 
(Hinweis E 25.3.1997, 94/05/0056). 


